
Zulassung verspäteter Klagen 
 
Nur in Ausnahmefällen wird die Klage nachträglich noch zugelassen, wenn es trotz 
Anwendung aller nach Lage der Umstände zuzumutender Sorgfalt nicht möglich war 
die Klage rechtzeitig zu erheben und der Antrag auf nachträglicher Zulassung 
innerhalb von zwei Wochen nach Behebung des Hindernisses beim Arbeitsgericht 
gestellt wird. 
 
Bei einer vorübergehenden Ortsabwesenheit „von bis zu sechs Wochen" muss ein 
Arbeitnehmer keine besonderen Vorkehrungen treffen, um ständig über die am 
Heimatort eingehende Post informiert zu werden (etwa über einen Nachbarn, der die 
Post einsieht). Deshalb könne am Ende eines Urlaubs von z.B. fünfeinhalb Wochen  
eine nachträgliche Klagezulassung erfolgen. 
 
 

Kündigungsschutzgesetz 
 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 25.08.1969 (BGBl. I S. 1317) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.04.2013 (BGBl. I S. 868) m.W.v. 01.08.2013 
1. Abschnitt - Allgemeiner Kündigungsschutz (§§ 1 - 14)  
 

§ 5 Zulassung verspäteter Klagen 
 
(1) War ein Arbeitnehmer nach erfolgter Kündigung trotz Anwendung aller ihm nach Lage der 
Umstände zuzumutenden Sorgfalt verhindert, die Klage innerhalb von drei Wochen nach Zugang der 
schriftlichen Kündigung zu erheben, so ist auf seinen Antrag die Klage nachträglich zuzulassen. 
Gleiches gilt, wenn eine Frau von ihrer Schwangerschaft aus einem von ihr nicht zu vertretenden 
Grund erst nach Ablauf der Frist des § 4 Satz 1 Kenntnis erlangt hat. 
 
(2) Mit dem Antrag ist die Klageerhebung zu verbinden; ist die Klage bereits eingereicht, so ist auf sie 
im Antrag Bezug zu nehmen. Der Antrag muß ferner die Angabe der die nachträgliche Zulassung 
begründenden Tatsachen und der Mittel für deren Glaubhaftmachung enthalten. 
 
(3) Der Antrag ist nur innerhalb von zwei Wochen nach Behebung des Hindernisses zulässig. Nach 
Ablauf von sechs Monaten, vom Ende der versäumten Frist an gerechnet, kann der Antrag nicht mehr 
gestellt werden. 
 
(4) Das Verfahren über den Antrag auf nachträgliche Zulassung ist mit dem Verfahren über die Klage 
zu verbinden. Das Arbeitsgericht kann das Verfahren zunächst auf die Verhandlung und Entscheidung 
über den Antrag beschränken. In diesem Fall ergeht die Entscheidung durch Zwischenurteil, das wie 
ein Endurteil angefochten werden kann. 
 
(5) Hat das Arbeitsgericht über einen Antrag auf nachträgliche Klagezulassung nicht entschieden oder 
wird ein solcher Antrag erstmals vor dem Landesarbeitsgericht gestellt, entscheidet hierüber die 
Kammer des Landesarbeitsgerichts. Absatz 4 gilt entsprechend. 
 


